
   

ÄA-CanG  

  

Nr. Artikel Gesetz Stichworte Beschreibung 

1 1 §§ 1, 16 
KCanG 

Mitgliedschaft in Anbau-
vereinigungen 

Klarstellung in Begriffs-
bestimmungen 

 Der Wohnsitz als Mitgliedschaftsvoraussetzung 
in einer Anbauvereinigung erfordert einen Auf-
enthalt von mind. 6 Monaten in Deutschland 
(Anliegen des Bundesrates sowie Frankreichs) 

 Vorstandsmitglieder und andere vertretungsbe-
rechtigte Personen einer Anbauvereinigung 
müssen Mitglieder derselben sein 

 Rechtsförmliche Änderungen 

2 1 §§ 2 Abs. 1; 7 
Abs. 1; 34; 
35a; 36 
KCanG  

Vermeidung von Ver-
botslücken 

Synchronisierung der 
Strafvorschriften mit 
MedCanG und BtMG 

Einstufung als beson-
ders schwere Fälle, 
wenn über 21-jährige 
Minderjährige zu kon-
sumnahen Delikten an-
stiften bzw. zur Förde-
rung dieser Delikte an-
stiften 

Heraufsetzung der Min-
deststrafe für Qualifikati-
onstatbestände der ge-
werbsmäßigen Abgabe 
durch über 21-jährige an 
Minderjährige und der 
organisierten Kriminali-
tät auf zwei Jahre 

Bandenmäßige Ein- und 
Ausfuhr als Qualifikati-
onstatbestand 

Möglichkeit des Abse-
hens von der Strafverfol-
gung bei geringfügigen 
Verstößen 

  

 Um etwaige ungewollte verwaltungs- und straf-
rechtliche Verbotslücken im Umgang mit Canna-
bis zu schließen, werden die verwaltungs- und 
strafrechtlichen Verbote des sonstigen Inver-
kehrbringens, Überlassens zum unmittelbaren 
Verbrauch und Verabreichens ergänzt. 

 Entsprechend der betäubungsmittelrechtlichen 
Systematik wird zwischen Ein- und Ausfuhr ei-
nerseits und Durchfuhr andererseits differen-
ziert. 

 Besonders schwere Fälle (Strafrahmen drei Mo-
nate bis fünf Jahre), wenn über 21-jährige Min-
derjährige zu Anbau, Erwerb oder Sich-Ver-
schaffen von Cannabis anstiften oder zur Bei-
hilfe dieser Taten anstiften.   

 Die Mindeststrafe für eine gewerbsmäßige Ab-
gabe an Minderjährige durch über 21-jährige 
wird von einer Mindeststrafe von einem Jahr auf 
zwei Jahre heraufgesetzt. 

 Die Mindeststrafe für Qualifikationstatbestände 
der organisierten Kriminalität wird von einem 
Jahr auf zwei Jahre Freiheitsstrafe heraufge-
setzt (über 21-jährige bestimmen Minderjährige 
dazu, bestimmte Taten zu begehen; bestimmte 
bandenmäßige Begehungsweisen; Gebrauch 
von Schusswaffen oder gefährlichen Gegen-
ständen bei bestimmten Tatbegehungen. 

 Bandenmäßige Ein- und Ausfuhr wird als Quali-
fikationstatbestand mit Mindeststrafe zwei Jahre 
ergänzt. 

 In Anlehnung an § 31a BtMG soll auch im Rah-
men des KCanG ein Absehen von der Strafver-
folgung möglich sein, wenn die Schuld des Tä-
ters als gering anzusehen ist, kein öffentliches 
Interesse an der Strafverfolgung besteht und 
das Cannabis lediglich zum Eigenverbrauch in 
geringen Mengen gedacht ist. 

3 1 § 2 Abs. 4 
KCanG 

Klarstellung behördli-
cher Handlungsbefug-
nisse 

 Klarstellung, dass für behördliche Tätigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Vollzug des Gesetzes 
(insb. Ermittlungsverfahren, Strafverfahren) die 
Cannabisumgangsverbote nicht gelten; Strei-
chung der nicht erforderlichen Regelung, nach 
welchen Gesetzen Behörden eingriffsbefugt 
sind. (Anliegen Bundesrat) 

4 1 §§ 2, 34 
KCanG 

Forschungsklausel Kon-
sumcannabis 

 Ergänzung einer Forschungsklausel für Canna-
bis zu nichtmedizinischen Zwecken im KCanG 

 Gleichlauf der Voraussetzungen mit Forschung 
zu Medizinal-Cannabis (Erlaubnispflicht) 

5 1 §§ 7, 8, 21, 
23, 36 KCanG 

Maßnahmen der Frühin-
tervention und Suchtprä-
vention 

 Begriffliche Klarstellung: Anstelle des Wortes 
„Jugendamt“ werden die Wörter „zuständige ört-
liche Träger der öffentlichen Jugendhilfe“ ver-
wendet. 



 Aufnahme einer Umsetzungsfrist für die nach 
§ 8 Abs. 2 von der BZgA zu Verfügung zu stel-
lenden Informationen. 

 Begriffliche Klarstellung: Anstelle des Begriffs 
„Beipackzettel“ wird das Wort „Informationszet-
tel“ verwendet. 

 Informationspflichten: Der Inhalt der im Rahmen 
der Rechtsverordnung festzulegenden Informati-
onen wird über die Informationen auf dem Infor-
mationszettel erweitert. 

 Konkretisierung: Aufnahme der Suchtberatungs-
stellen als Anbieter für Suchtpräventionsschu-
lungen sowie Klarstellung, dass es sich bei den 
vergleichbar qualifizierten Einrichtungen um öf-
fentlich geförderte Einrichtungen handelt. 

6 1 §§ 11, 12, 13, 
27, 28, 36 
KCanG 

Erlaubnisverfahren für 
Anbauvereinigungen 

Behördliche Überwa-
chung 

 Präzisierung der Anforderungen an die Zuver-
lässigkeitsprognose vertretungsberechtigter Per-
sonen bei der Versagung der Erlaubnis („kon-
krete Tatsachen“) 

 Streichung der Anhörung bei der Prüfung der 
Zuverlässigkeit 

 Erlaubnisbehörde soll innerhalb von 3 Monaten 
über Antragstellung entscheiden 

 Verpflichtung der Anbauvereinigungen, in Bezug 
auf ihre vertretungsberechtigten Personen der 
zuständigen Behörde auch nach Erlaubnisbean-
tragung Verurteilungen und gewerberechtliche 
Vorkommnisse mitzuteilen, die die Zuverlässig-
keit berühren (Anliegen Bundesrat) 

 Präzisierung und Erweiterung der Liste einschlä-
giger Vorstrafen vertretungsberechtigter Person 
einer Anbauvereinigung, die zur Versagung der 
Erlaubnis führen, insbes. um Vergehen nach 
dem Anti-Doping-Gesetz und der Abgabenord-
nung 

 Streichung des Versagungsgrundes für eine Er-
laubnis wegen schädlicher Umwelteinwirkungen, 
da bereits die Immissionsschutzbehörden zu-
ständig wären (Anliegen Bundesrat) 

 Klarstellung, dass Erlaubnis zu versagen ist, 
wenn bei Antragstellung kein Gesundheits- und 
Jugendschutzkonzept vorgelegt wird 

 Befugnis für Überwachungsbehörde, auch gar-
tenbauliche Materialien, Gegenstände, Dünge-
mittel etc. einer Anbauvereinigung zu prüfen 

7 1 §§ 26, 28, 43 
KCanG 

Evaluation des Gesetzes  Präzisierung der Übermittlungsfristen für Daten 
der Anbauvereinigungen zu Zwecken der Evalu-
ation 

 Daten der Überwachungsbehörden aus Probe-
nahmen in den Anbauvereinigungen sowie Mel-
dedaten zu verunreinigtem Cannabis werden er-
gänzend für die Evaluation herangezogen  

 Rechtsförmliche und redaktionelle Änderungen 

8 1 § 31 Abs. 2 
KCanG 

Nutzhanf  Fortführung der bereits bestehenden betäu-
bungsmittelrechtlichen Rechtslage: Europarecht-
liche Regelungen zu Nutzhanfanbau sind auch 
dann entsprechend anwendbar, wenn Anbauer 
keinen Anspruch auf Direktzahlungen haben 
(Anliegen Bundesrat) 

9 1 § 33 KCanG Verordnungs-ermächti-
gung für die Bestim-
mung der zuständigen 
Behörden 

 Auf Wunsch des Bundesrates werden die Lan-
desregierungen ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die für die Durchführung des KCanG zu-
ständigen Behörden zu bestimmen 



10 2 § 17 
MedCanG 

Abschaffung des Verga-
beverfahrens beim An-
bau von Cannabis zu 
medizinischen Zwecken 

 Das nach aktueller Rechtslage vorgesehene 
Vergabeverfahren für den inländischen Anbau 
von Cannabis zu medizinischen Zwecken durch 
die Cannabisagentur beim Bundesinstitut für 
Arzneimittel und Medizinprodukte entfällt. 

 Die Berechtigung am inländischen Anbau von 
Cannabis zu medizinischen Zwecken für interes-
sierter Wirtschaftsbeteiligter erfolgt zukünftig 
über ein bereits im Übrigen vorgesehenes Er-
laubnisverfahren nach §§ 4 ff. MedCanG. 

11 2 §§ 3, 25 
MedCanG  

Vereinheitlichung der 
Strafvorschriften von 
MedCanG und KCanG 

Anhebung des Strafrah-
mens für Begehungsfor-
men, die üblicherweise 
unter die organisierte 
Kriminalität fallen 

 § 3 wird weiter an § 13 Absatz 1 angepasst und 
die Verabreichung und das zum Verbrauch 
Überlassen von Medizinalcannabis und Canna-
bis zu medizinisch-wissenschaftlichen Zwecken 
auf die Fälle einer ärztlichen Heilbehandlung 
bzw. einer klinischen Prüfung beschränkt. 

 Durch die Vereinheitlichung der Tatbestandsva-
rianten soll dem Entstehen von möglichen Rege-
lungslücken und dem Risiko eines unterschiedli-
chen Auslegungsverständnisses bei derselben 
Tatbegehungsweise vorgebeugt werden. Zu-
gleich wird die Tatbestandsalternative des Ver-
äußerns, die bislang wenig Praxisrelevanz hatte, 
aufgehoben. Der Mindeststrafrahmen für die 
Qualifikationstatbestände wird teilweise angeho-
ben.  

12 12 § 76a Abs. 4 
StGB 

Selbstständige Einzie-
hung 

 Bei schweren Cannabisstraftaten, die typischer-
weise der organisierten Kriminalität zuzuordnen 
sind, wird die selbständige Einziehung ermög-
licht. 

 Gegenstände, die in einem Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts einer der genannten Straf-
taten sichergestellt wurden, können auch dann 
eingezogen werden, wenn das Gericht von ihrer 
Herkunft aus irgendeiner rechtwidrigen Tat über-
zeugt ist; es muss nicht zu einer Verurteilung 
wegen der zugrundeliegenden Straftat kommen. 

 Für schwere betäubungsmittelrechtliche Strafta-
ten besteht diese Möglichkeit nach geltender 
Rechtslage bereits. 

13 13a, 
14a 

§§ 100a, 
100b,100j, 104 
Abs. 2. 112a 
Abs. 1; 443 
Abs 1 StPO 

Verdeckte Ermittlungs-
maßnahmen  

Durchsuchung von Räu-
men zur Nachtzeit  

Haftgrund der Wiederho-
lungsgefahr, 

Vermögensbeschlag-
nahme 

Zitiergebot 

 Bei schweren cannabisbezogenen Straftaten 
werden verdeckte Ermittlungsmaßnahmen (Te-
lekommunikationsüberwachung, Online-Durch-
suchung u.a.) ermöglicht, damit effektiv gegen 
die organisierte Kriminalität vorgegangen wer-
den kann. (Anliegen Bundesrat) 

 Ermöglichung der Durchsuchung von Räumen 
zur Nachtzeit bei Cannabisdelikten, wenn typi-
sche Erscheinungsformen der organisierten Kri-
minalität auftreten 

 Ermöglichung der Anordnung von Untersu-
chungshaft aufgrund des Haftgrunds der Wie-
derholungsgefahr, bei schweren Cannabisdelik-
ten, die der organisierten Kriminalität zuzurech-
nen sind oder den Jugendschutz konterkarieren. 

 Möglichkeit der Vermögensbeschlagnahme bei 
schweren Cannabisstraften. 

 Das in Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 Grundgesetz 
verankerte Zitiergebot wird durch die Einfügung 
von Artikel 14b berücksichtigt. Denn durch die 
vorgesehenen strafprozessualen Maßnahmen 
werden die Grundrechte des Fernmeldegeheim-
nisses und der Unverletzlichkeit der Wohnung 
eingeschränkt. 

14 14a § 74a Abs. 1 
Nr. 4 GVG 

Entlastung von Staats-
schutzkammern 

 Im Zusammenhang mit der Bildung krimineller 
Vereinigungen (§ 129 StGB) sind grundsätzlich 
die Staatsschutzkammern der Landerichte zu-
ständig. Dies gilt nach derzeitiger Rechtslage 



schon nicht, wenn die Straftat gleichzeitig eine 
Straftat nach dem BtMG darstellt. Dies dient u.a. 
der Entlastung der Staatsschutzkammern. Da 
Cannabis aus dem BtMG ausgenommen wird, 
soll die Ausnahme auf KCanG und MedCanG 
erweitert werden (Anliegen Bundesrat). 

15 1, 2 §§ 3, §§ 34 
Abs. 1, 36 
KCanG, §§ 25 
Abs. 2 und 27 
Abs. 1 Med-
CanG 

Erlaubte Cannabisbe-
sitzmengen 

Differenzierung nach 
Ordnungswidrigkeiten 
und Straftaten bei Ver-
stoß gegen das Besitz-
verbot 

Herabsenkung der Buß-
geldrahmen 

 Es wird klargestellt, dass es sich bei den Besitz-
mengen um getrocknetes Cannabis handeln 
soll. Dadurch wird ermöglicht, dass eine Canna-
bispflanze aus dem privaten Eigenanbau soweit 
geerntet werden kann, dass mit ihrer Ernte die 
zulässige Besitzmenge von 25 Gramm getrock-
netem Cannabis im öffentlichen Raum und 50 
Gramm getrocknetes Cannabis am Wohnsitz o-
der gewöhnlichen Aufenthalt ausgeschöpft wer-
den kann. 

 Die Modifikation der Besitzregelungen wird in 
den Bußgeldvorschriften bzw. dem strafrechtli-
chen Grundtatbestand des KCanG und 
MedCanG abgebildet. Geringfügige vorsätzliche 
Überschreitungen der jeweiligen Besitzober-
grenze soll als Ordnungswidrigkeit geahndet 
werden. 

 Aus Verhältnismäßigkeitsgründen wird die Maxi-
malhöhe des oberen Bußgeldrahmens von 
100.000 € auf 30.000 € herabgesetzt und die 
Maximalhöhe des unteren Bußgeldrahmens von 
30.000 € auf 10.000 €. 

16 1 §§ 5, 36 
KCanG 

Konsumverbot in 
Schutzzonen 

 Änderung der Regelung zum Konsumverbot in-
soweit, als dass der Konsum von Cannabis in 
Sichtweite von Einrichtungen, die ihrer Art nach 
oder tatsächlich ausschließlich oder vorwiegend 
von Kindern oder Jugendlichen aufgesucht wer-
den, verboten ist. 

 Definition des Begriffs „in Sichtweite“, verbunden 
mit der Meterangabe von 100 Metern um den 
Eingangsbereich. 

17 1 §§ 24, 25 
KCanG 

Mitgliedsbeiträge für sat-
zungsgemäßen Zweck 

 Klarstellung, dass Anbauvereinigungen zur Er-
füllung ihres Satzungszwecks selbst festlegen, 
in welcher Höhe ihre Mitglieder Beiträge zu leis-
ten haben 

 Betonung der Satzungsautonomie der Anbau-
vereinigungen und der Verknüpfung von Mit-
gliedsbeiträgen bzw. laufenden Beiträgen mit 
dem Satzungszweck     

18 1 §§ 1, 12 
KCanG 

Nachweis der Bera-
tungs- und Präventions-
kenntnisse des Präven-
tions-beauftragten in An-
bauvereinigungen 

Erweiterung des sat-
zungsgemäßen Zwecks 
von Anbauvereinigun-
gen 

 Anbauvereinigungen können den Nachweis der 
spezifischen Beratungs- und Präventionskennt-
nisse des Präventionsbeauftragten auch nach-
träglich nach Erteilung der Erlaubnis vorlegen. 

 Die zuständige Behörde kann hierzu in der Er-
laubnis eine Frist setzen, die mindestens drei 
Monate betragen muss. 

 Der satzungsgemäße Zweck von Anbauvereini-
gungen wird um cannabisspezifische Informa-
tion zu Suchtprävention und -beratung für Mit-
glieder erweitert, damit eine Erlaubnis nicht zu 
versagen ist, wenn Anbauvereinigungen interne 
Cannabisaufklärung betreiben.  

19 1 § 10 Abs. 2 
KCanG 

Gebot der nachbar-
schaftlichen Rücksicht-
nahme 

 § 10 Absatz 2 KCanG wird gestrichen, da das 
Gebot der nachbarschaftlichen Rücksichtnahme 
bei privatem Eigenanbau nicht spezialgesetzlich 
im KCanG geregelt werden sollte. 

 Eine nachbarschaftliche Rücksichtnahme wird 
bereits durch die §§ 906, 1004 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und die von der Rechtsprechung 
entwickelten Grundsätze des zivilrechtlichen 
Nachbarschutzrechtes gewährleistet. 



 Durch die Streichung von § 10 Absatz 2 KCanG 
wird sichergestellt, dass sich keine ungewollt wi-
dersprechende Rechtsprechung zu den Normen 
entwickelt, obwohl das gleiche Regelungsziel 
verfolgt wird. 

20 1 §§ 17, 36 
KCanG 

Mitwirkung von entgelt-
lich Beschäftigten und 
Nichtmitgliedern in An-
bauvereinigungen 

 Die Regelung stellt klar, welche Aufgaben ent-
geltlich Beschäftigte und Nichtmitglieder in einer 
Anbauvereinigung übernehmen dürfen.  

 Geringfügig Beschäftigte der Anbauvereinigung 
müssen aufgrund der europarechtlichen Vorga-
ben Mitglieder der Anbauvereinigung sein, wenn 
sie unmittelbar mit dem Eigenanbau oder der 
Weitergabe von Cannabis verbundene Aufga-
ben wahrnehmen. 

 Es wird klargestellt, dass sonstige entgeltlich 
Beschäftigte der Anbauvereinigung oder Nicht-
mitglieder mit anderweitigen Tätigkeiten beauf-
tragt werden dürfen, z.B. Buchhaltung, Doku-
mentation, Reinigung etc. 

21 1 § 20 KCanG Weitergabe von Vermeh-
rungsmaterial in Anbau-
vereinigungen 

 Bei einer gemischten Weitergabe von Samen 
und Stecklingen dürfen insgesamt max. 5 Sa-
men und Stecklinge abgegeben werden. 

 Damit wird die widersprüchliche Regelung korri-
giert, dass bei einzelner Weitergabe von Steck-
lingen max. 5 Stück abgegeben werden dürften, 
bei gemischter Weitergabe hingegen bis zu 6 
Stück. 

22 1 § 22 KCanG Transport von Cannabis 
und Vermehrungsmate-
rial 

 Anbauvereinigungen wird ermöglicht, die bei 
Transporten von Cannabis oder Vermehrungs-
material mitzuführende Kopie der Erlaubnis der 
Anbauvereinigung auch in digitaler Form mitzu-
führen. 

23 1 § 26 KCanG Mitwirkungsverweige-
rungsrecht vertretungs-
berechtigter Personen 
der Anbauvereinigung 

 Vertretungsberechtigte Personen einer Anbau-
vereinigung müssen an der Information der zu-
ständigen Behörde über den Verdacht des Ab-
handenkommens oder einer unerlaubten Weiter-
gabe von Cannabis oder Vermehrungsmaterial 
nicht mitwirken, wenn sie sich oder einen Ange-
hörigen dadurch der Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung oder eines Ordnungswidrigkeitenverfah-
rens aussetzen würden. 

 Durch die Regelung wird der verfassungsrechtli-
che Grundsatz der Selbstbelastungsfreiheit ge-
wahrt. 

24 1, 2, 6 § 1 KCanG, §§ 
2, 7, 11, 18 
MedCanG und 
Abschnitt 1 
und §15 
BMGBGebV 

Rechtsförmliche und re-
daktionelle Änderungen 

 Rechtsförmliche, redaktionelle und sprachliche 
Änderungen, Korrekturen von Verweisungen 

25 15  Gestuftes Inkrafttreten  Regelungen über privaten Eigenanbau und zu-
lässige Besitzmengen treten am 1. April 2024 in 
Kraft. 

 Regelungen über Anbauvereinigungen treten in 
einer zweiten Stufe am 1. Juli 2024 in Kraft. 

26 14 §§ 13a, 14,  
Anlage 4 FeV 

Eignung(szweifel) zum 
Führen von Kraftfahr-
zeugen bei einer Can-
nabisproblematik 

 Weitestgehende Angleichung der Reglungen 
über die Eignung zum Führen von Kraftfahrzeu-
gen bei einer Cannabisproblematik an die fahr-
eignungsrechtlichen Regelungen bei einer Alko-
holproblematik.  

 Entsprechende Anpassung der Regelungen zum 
Vorgehen der Behörden bei Eignungszweifeln 
wegen einer Cannabisproblematik und u. a. 
zwecks besserer Lesbarkeit Überführung in ei-
nen gesonderten § 13a FeV. 



 Redaktionelle Folgeänderungen  

27 3 § 30 BtMG Erhöhung des Strafrah-
mens bei der Abgabe 
von Betäubungsmitteln 
an Minderjährige 

 Durch Einfügung eines neuen Tatbestandes soll 
der Strafrahmen für die Abgabe, das Verabrei-
chen und das zum unmittelbaren Verbrauch 
Überlassen von Betäubungsmitteln durch Er-
wachsene (älter als 21 Jahre) an Minderjährige 
von einem Jahr auf zwei Jahre Mindeststrafan-
drohung erhöht werden, wenn der Täter dabei 
vorsätzlich handelt und dadurch wenigstens 
leichtfertig ein Kind oder eine jugendliche Per-
son in der körperlichen, geistigen oder sittlichen 
Entwicklung schwer gefährdet. 

28 3 Anlage III zu § 
1 Absatz 1 
BtMG 

Streichung der Position 
Dronabinol in Anlage III 
des BtMG 

 Verschreibungsfähiges Dronabinol ist zukünftig 
vom MedCanG erfasst. Daher soll die entspre-
chende Position in der Anlage III zum BtMG ge-
strichen werden.   

29 1 § 44 KCanG THC-Grenzwerte im Stra-
ßenverkehr 

 Eine vom BMDV eingesetzte Arbeitsgruppe 
schlägt bis 31. März 2024 einen THC-Grenzwert 
für das Führen eines Kraftfahrzeugs im Straßen-
verkehr vor (§ 44 KCanG neu). 

 Die Festschreibung des Grenzwerts sollte an-
schließend durch den Gesetzgeber erfolgen. 

30 1 § 43 Absatz 2 
KCanG 

Evaluation  Die vom Bundesministerium für Gesundheit be-
auftragten unabhängigen Dritten sollen unter 
Beteiligung des Bundeskriminalamtes zwei 
Jahre nach Inkrafttreten des Gesetzes einen 
Zwischenbericht zu den Auswirkungen des Ge-
setzes vorlegen einschließlich der Auswirkungen 
auf die cannabisbezogene organisierte Krimina-
lität. 

 Spätestens 18 Monate nach Inkrafttreten des 
Gesetzes soll eine erste Evaluation darüber vor-
liegen, wie sich das Konsumverbot nach § 5 im 
ersten Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes auf 
den Kinder- und Jugendschutz auswirkt – ein-
schließlich der Auswirkungen auf das Konsum-
verhalten von Kindern und Jugendlichen. 



 


